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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 12 KR 23/06 B 

 

 

 
.................................................................. , 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ....................................................................., 

 
 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Barmer Ersatzkasse, 
Lichtscheider Straße 89-95, 42285 Wuppertal, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
 
beigeladen: 
 
Barmer Ersatzkasse -Pflegekasse-, 
Lichtscheider Straße 89-95, 42285 Wuppertal. 
 
 
 

 

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26. Juni 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   B a l z e r   sowie die Richter   Dr.  B e r c h t o l d   

und   Dr.  B e r n s d o r f f  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Ur-

teil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 9. Februar 2006 wird 

als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beteiligten streiten in der Hauptsache darüber, ob der Kläger bereits ab einem früheren 

Zeitpunkt als Rentner pflichtversichert ist und ob ihm Beiträge im Rahmen der freiwilligen Kran-

kenversicherung zu erstatten sind. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozi-

algerichts Nordrhein-Westfalen (LSG) vom 9. Februar 2006 ist in entsprechender Anwendung 

von § 169 Satz 2 und 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG) als unzulässig zu verwerfen. Der Kläger 

hat in der Begründung des Rechtsmittels entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG keinen Zulas-

sungsgrund hinreichend dargelegt oder bezeichnet.  

 

Das Bundessozialgericht (BSG) darf gemäß § 160 Abs 2 SGG die Revision gegen eine Ent-

scheidung des LSG nur dann zulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 

- das angefochtene Urteil von der höchstrichterlichen Rechtsprechung abweicht oder  

- bestimmte Verfahrensmängel geltend gemacht werden. 

 

Die sachliche Unrichtigkeit des angefochtenen Urteils ist dagegen kein Revisionszulassungs-

grund. Der Kläger verkennt insofern, dass eine inhaltliche Überprüfung nicht im Verfahren der 

Nichtzulassungsbeschwerde, sondern erst nach zulässiger Einlegung der zugelassenen Revi-

sion durch das BSG als Prozessgericht erfolgen kann. Er kann daher mit seinen Angriffen ge-

gen das Urteil des LSG vom 9. Februar 2006 im vorliegenden Verfahren nicht gehört werden 

 

Soweit sich der Kläger dem Namen nach auf den Zulassungsgrund der "grundsätzlichen Be-

deutung" beruft, fehlt es vollständig an der Erfüllung der entsprechenden Darlegungserforder-

nisse. Hierzu muss die Beschwerdebegründung ausführen, welche Rechtsfrage sich ernsthaft 

stellt, deren Klärung über den zu entscheidenden Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtsein-

heit oder Rechtsfortbildung im allgemeinen Interesse erforderlich (Klärungsbedürftigkeit) und 

deren Klärung durch das Revisionsgericht zu erwarten (Klärungsfähigkeit) ist (BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 60 und 65; BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 16 mwN - stRspr; BVerwG NJW 1999, 304; 

vgl auch: BVerfG SozR 3-1500 § 160a Nr 7). Die Beschwerdebegründung hat deshalb auszu-

führen, inwiefern die Rechtsfrage nach dem Stand der Rechtsprechung und Lehre nicht ohne 

weiteres zu beantworten ist und den Schritt darzustellen, den das Revisionsgericht zur Klärung 

der Rechtslage im Allgemeininteresse vornehmen soll (BSG SozR 1500 § 160a Nr 31).  

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, da sie nicht geeignet ist, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen, § 160a Abs 4 Satz 3 Halbsatz 2 SGG. 
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Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 
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